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Drucksache V/2131 


Der Bundesminister Bonn, den 28. September 1967 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
II B 1 - 2710,3 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Das Recht der Wasser- und Bodenverbände 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wächter, Peters 
(Poppenbüll), Dr. Effertz, Sander und Genossen und 
der Fraktion der FDP 
- Drucksache 2101 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt; 


1. Glaubt die Bundesregierung, daß die am 3. September 1937 von 
dem damaligen Reidisernährungsminister Daree als Gesetz er- 
lassene Wasserverbandsverordnung unter Berücksichtigung der 
nachstehend von a) bis k) angeführten Punkte noch mit der 
geltenden Auffassung über eine demokratische Selbstverwaltung 
in öffentlich-rechtlichen Körperschaften in Einklang zu bringen 
ist ? 

a) Das Bestehen des Wasser- und Bodenverbandes kann nicht 
mit der Begründung angefochten werden, daß eine Voraus- 
setzung des Erlasses der Satzung nicht Vorgelegen habe (§ 7 
der WVVO), 

b) Recht der Aufsichtsbehörde, Satzungen nach Anhörung des 
Vorstandes eines Wasser- und Bodenverbandes zu ändern 
(§ 10 der WVVO), 

c) Ermächtigung der Aufsichtsbehörde, nach Anhörung des Vor- 
standes die Aufgaben eines Wasser- und Bodenverbandes 
zu ändern (§ 18 der WVVO), 

d) Berufung des Verbandsvorstehers eines Wasser- und Boden- 
verbandes und seines Stellvertreters durch die Aufsichtsbe- 
hörde gemäß eines Vorschlages des Verbandsausschusses 
(§ 48 Abs. 1 der WVVO), 

e) Recht der Aufsichtsbehörde, den unter Punkt d angeführten 
Vorschlag des Verbandsausschusses abzulehnen und die 
Entscheidung der oberen Aufsichtsbehörde zu beantragen 
(§ 48 Abs. 2 und 3 der WVVO), 

f) Ermächtigung der oberen Aufsichtsbehörde, den Vorstand in 
anderer Weise zu bilden (§ 48 Abs. 5 der WVVO), 
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g) Recht der Aufsichtsbehörde, die Leitung der Sitzung des Vor- 
standes und des Ausschusses eines Wasser- und Bodenver- 
bandes für sich zu beanspruchen (§§ 51 und 60 der WVVO), 

h) Recht der oberen Aufsichtsbehörde, entgegen der in § 55 
Abs. 1 der WVVO festgelegten Wahl des Aussdiusses durch 
die Mitglieder zu bestimmen, daß der Ausschuß in anderer 
Weise gebildet wird (§ 55 Abs. 2 der WVVO), 

i) der Vorsteher des Wasser- und Bodenverbandes ist Vor- 
sitzer des Aussdiusses (§ 60 der WVVO), 

k) die Aufsichtsbehörden und die sie beratenden technischen 
Stellen können jederzeit an den Sitzungen des Wasser- und 
Bodenverbandes teilnehmen oder sich durch Beauftragte ver- 
treten lassen. Sie können jederzeit das Wort ergreifen (§ 120 
der WVVO). 

Die Erste Wasserverbandverordnung (WVVO) vom 3. Sep- 
tember 1937 ist als frühere reichsrechtliche Vorschrift gemäß 
Artikel 125 Abs. 1 GG in Verbindung mit Artikel 123 Abs. 199 
Bundesrecht geworden. Zwar ist das Bundesverfassungsgericht 
bisher noch nicht ausdrücklich mit der Frage der Fortgeltung der 
WVVO befaßt worden, es hat sich aber in einer Entscheidung aus 
dem Jahre 1959^) nicht gegen die Weitergeltung der Verordnung 
ausgesprochen. Das Bundesverwaltungsgericht hat sogar wieder- 
holt festgestellt^), daß die WVVO Bundesrecht geworden ist. 

Es ist richtig, daß einige Vorschriften der WVVO mit der gelten- 
den Auffassung über eine demokratische Selbstverwaltung der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften nicht in Einklang zu brin- 
gen sind. Soweit diese Vorschriften dem Grundgesetz wider- 
sprechen, gelten sie nach Artikel 123 Abs 1 GG nicht fort. 

Zwar wird auch die Verwaltung im Einzelfall prüfen müssen, ob 
sie eine Vorschrift weiterhin anwenden darf, die Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit steht jedoch nach Artikel 100 GG nur 
den Gerichten zu. So ist z. B. von einer Verwaltungsbehörde in 
einem Falle die Anwendung des auch in der Anfrage erwähnten 
§ 10 WVVO in seiner ursprünglichen Fassung abgelehnt wor- 
den, während im Verwaltungsstreitverfahren das angerufene 
Oberverwaltungsgericht^) nach Zurückverweisung der Revision 
durch das Bundesverwaltungsgericht die Weitergeltung dieser 
Vorschrift festgestellt hat. Da die Auffassung der Verwaltung 
für die Weitergeltung von Rechtsvorschriften nicht abschließend 
bestimmend sein kann, ist auch für die Beurteilung der in derKlei- 
nen Anfrage unter Buchstaben a bis k aufgeführten Rechtsvor- 
schriften der WVVO kein Raum. 

2. Wann wird die Bundesregierung ihrer am 28. Juni 1962 im 
Deutschen Bundestag geäußerten Ansicht, daß eine Neuordnung 
des Rechtes der Wasser- und Bodenverbände „wünschenswert" 
wäre, durch die Vorlage eines entsprechenden Gesetzentwurfs 
Rechnung tragen, nachdem das Normenkontrollverfahren, auf 
das Herr Staatsekretär Hüttebräuker in der betreffenden Sitzung 
hinwies, abgeschlossen ist? 


^) Urteil im sog. Erftverbandverfahren vom 29. September 1959 
- 1 BvR 394/58 - (BVerfGE 10,89) 

Entscheidungen in BVerfGE 3, 1; 7, 17; 10, 238 und Urteil vom 
19. Oktober 1966 - BVerfG IV C 222.65 

®) Urteil des OVG Lüneburg vom 22. November 1966 - 
III OVG A 135/64 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache \/21 31 


Das im Deutschen Bundestag am 28. Juni 1 962 erwähnte Normen- 
kontrollverfahren betraf das Gesetz zur Reinhaltung der 
Bundeswmsserstraßen; das hierzu ergangene Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts^) hat für die Neuordnung des Rechts der 
Wasser- und Bodenverbände keine richtungsweisenden Erkennt- 
nisse gebracht. 

Zweifelsfrei ist die Ermächtigung der Bundesregierung nach 
§ 1 des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände vom 10. Fe- 
bruar 1937, das Recht der Wasser- und Bodenverbände neu zu 
ordnen, erloschen. Es müßte somit von Grund auf neu gestaltet 
werden. 

über die Frage der Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
das Recht der Wasser- und Bodenverbände bestehen unterschied- 
liche Auffassungen. In den bisher ergangenen gerichtlichen Ent- 
scheidungen ist die Kompetenz des Bundes auf Grund des Arti- 
kels 74 Nr. 11,17 und 1 8 GG anerkannt worden. Hingegen haben 
die Länder erklärt, daß sie ein neues Wasserverbandsgesetz 
als Vollgesetz mit allen Mitteln, notfalls auch mit der Klage vor 
dem Bundesverfassungsgericht, bekämpfen wmrden. Eine Neu- 
regelung in der Form eines Rahmengesetzes könnte eine Gefahr 
für die bestehende Einheitlichkeit des Wasserverbandsrechts 
bedeuten. Die bisher reibungslose Zusammenarbeit der Länder, 
vor allem die Bildung von Wasser- und Bodenverbänden über 
die Ländergrenzen hinaus, würde erschwert. 

Zweifellos wäre es wünschenswert, eine Neuregelung des 
Wasserverbandsrechts durchzuführen. In voller Würdigung der 
in der Anfrage niedergelegten Gründe ist jedoch sorgfältig zwi- 
schen Vorteil und Naditeil einer solchen Neuregelung abzu- 
wägen. Mit Rücksidit darauf, daß sidi die Anwendung des 
bisherigen Rechts ohne die nidit mehr passenden Bestimmungen 
eingespielt hat und — wie die laufende Rechtsprechung beweist — 
keine Schwierigkeiten verursacht, erscheint es zweckmäßig, 
zum jetzigen Zeitpunkt von einer Neuordnung des Wasser- 
verbandsrechts abzusehen. Auch nadi Meinung der Länder hat 
sich die Wasserverbandsverordnung so gut bewährt, daß eine 
Neuregelung zur Zeit nicht erforderlich ist. 


Hermann Höcherl 


Urteil wegen Nichtigkeit des Gesetzes zur Reinhaltung der Bundes- 
wasserstraßen vom 30. Oktober 1962 - 2 BvF 2/60, 1,2,3/61 - (BVerfGE 15,1) 
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